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1 9 1 . Verordnung: Abänderung der Postordnung.
1 9 2 . Kundmachung: Beitritt der Volksrepublik Polen zum Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung eines

unabhängigen und demokratischen Österreich.
1 9 3 . Vertrag über Handel und Schiffahrt zwischen der Republik Österreich und der Union der Sozialistischen

Sowjetrepubliken.

1 9 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft vom
6. September 1956, womit die Postordnung

abgeändert wird.

Auf Grund des § 24 des Postgesetzes (Ah.
Patent vom 5. November 1837, PGS. Nr. 47
aus 1838) wird verordnet:

Die Bestimmungen der Postordnung, BGBl.
Nr. 329/1926, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 205/1946, BGBl. Nr. 153/1948, BGBl.
Nr. 172/1948, BGBl. Nr. 126/1949, BGBl.
Nr. 206/1950, BGBl. Nr. 170/1951, BGBl.
Nr. 262/1951, BGBl. Nr. 203/1952, BGBl.
Nr. 170/1953 und BGBl. Nr. 253/1954 werden
abgeändert wie folgt:

1. Der § 33 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Tintenstift darf verwendet werden bei
gewöhnlichen und eingeschriebenen Briefsen-
dungen, bei Postauftragskarten und bei Paketen
ohne Wertangabe oder mit einer Wert-
angabe bis 1.000 S, wenn der Inhalt nicht
aus Gold- oder Silbersachen oder Ge-
schmeide besteht (Leichtverschlußpakete), bei an-
deren Paketen aber nur dann, wenn die zu be-
schreibende Stelle vorher angefeuchtet wird.
Farbstift darf nur bei gewöhnlichen Briefsen-
dungen und Leichtverschlußpaketen, Bleistift
oder das Durchdruckverfahren nur bei gewöhn-
lichen Briefsendungen, das Durchdruckverfahren
überdies bei Paketkarten verwendet werden."

2. Der § 38 Abs. 3 lit. a und b hat zu lauten:

„(3) a) Der Postbedienstete hat die Aufgabe
von Wertbriefen, Paketen mit einer Wert-
angabe über 1.000 S und Postanweisungen
amtlich zu bescheinigen. Dies geschieht
mittels Postaufgabescheines oder im Post-
aufgabebuch oder Postaufgabebogen.

Bei eingeschriebenen Briefsendungen so-
wie bei Paketen ohne oder mit einer Wert-
angabe bis zu 1.000 S wird eine Bescheini-
gung, sofern die Aufgabe nicht mit Post-
aufgabebuch oder Postaufgabebogen erfolgt,
nur auf Verlangen gegeben. Bei eingeschrie-
benen Briefsendungen hat der Absender
den hiezu aufgelegten Einlieferungsschein
dem Vordruck entsprechend mit Tinte
oder Tintenstift auszufüllen.

b) Dem Aufgeber kann auf Verlangen bei oder
nach der Aufgabe ein Doppel der mittels
Einlieferungsscheines, Postaufgabescheines
oder im Postaufgabebuche oder Postauf-
gabebogen erteilten Aufgabebescheinigung
ausgestellt werden. Bei Paketen ohne oder
mit einer Wertangabe bis zu 1.000 S kann
einem solchen Verlangen nach der Aufgabe
nur dann entsprochen werden, wenn die
Aufgabe mittels Postaufgabebuches oder
Postaufgabebogens erfolgte. Bei eingeschrie-
benen Briefsendungen hat der Antragsteller
bei der Stellung des Verlangens nach der
Aufgabe den Einlieferungsschein, das Post-
aufgabebuch bzw. den Postaufgabebogen
vorzulegen. Auf Verlangen wird auch für
mehrere von demselben Absender an den-
selben Empfänger gleichzeitig aufgegebene
gleichartige Sendungen mit anschließenden
Aufgabenummern und sonst gleichen Auf-
gabemerkmalen nur eine einzige Doppel-
Aufgabebescheinigung ausgestellt, in der die
Aufgabenummern samthaft unter Anfüh-
rung der ersten und letzten Nummer ein-
getragen werden.

Bei Wertbriefen, Paketen mit einer
Wertangabe über 1.000 S und Postanwei-
sungen hat sich der Antragsteller bei Stel-
lung des Verlangens nach der Aufgabe als
Absender auszuweisen. Anträgen auf Aus-
stellung einer Doppel-Aufgabebescheinigung
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kann nur während der für die Aufbewah-
rung von Annahmebüchern festgesetzten
und kundgemachten Frist stattgegeben wer-
den.

Für jede Doppel-Aufgabebescheinigung
ist die Bescheinigungsgebühr zu entrichten.
Verursacht die Ausstellung größere Nach-
forschungsarbeiten, so hat der Absender die
durch die Gebühr nicht gedeckten Kosten
zu vergüten; deren beiläufige Höhe wird
vor der Nachforschung bekanntgegeben.
Vor Zahlung der Kosten wird ihm die
Doppel-Aufgabebescheinigung nicht aus-
gefolgt. Auf Verlangen des Postamtes hat
der Antragsteller eine Sicherstellung in
barem zu leisten, aus der sich die Post
unmittelbar befriedigen kann."

3. Der § 39 Abs. 3 lit. a hat zu lauten:

„(3) a) Der Landbriefträger hat die Aufgabe
amtlich zu bescheinigen, bei eingeschrie-
benen Briefsendungen und Paketen ohne
oder mit einer Wertangabe bis 1.000 S je-
doch nur auf Verlangen. Dies geschieht bei
eingeschriebenen Briefsendungen mittels
Einlieferungsscheines, der vom Absender
auszufüllen ist (§ 38 Abs. 3 lit. a), bei den
übrigen Sendungen mittels Postaufgabe-
scheines. Bei Sendungen mit einer Wert-
angabe oder einem Betrage von mehr als
einem Viertel des für Postanweisungen zu-
lässigen Betrages (§ 81), bei Sendungen,
deren Gebühr er nicht bemessen oder deren
Zulässigkeit er nicht beurteilen kann, sowie
dann, wenn ihm in der Gebührenberech-
nung u. dgl. ein Fehler unterlaufen ist,
wird die vom Landbriefträger ausgestellte
Aufgabebescheinigung durch eine neue,
vom Postamte ausgestellte ersetzt, die der
Landbriefträger beim nächsten Dienstgange
dem Absender gegen Einziehung der von
ihm ausgestellten auszufolgen hat."

4. Der § 40 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:

„(2) a) Der Geschäftsführer hat die Aufgabe
amtlich zu bescheinigen, bei eingeschrie-
benen Briefsendungen und Paketen ohne
oder mit einer Wertangabe bis 1.000 S je-
doch nur auf Verlangen. Dies geschieht bei
eingeschriebenen Briefsendungen mittels
Einlieferungsscheines, der vom Absender
auszufüllen ist (§ 38 Abs. 3 lit. a), bei den
übrigen Sendungen mittels Postaufgabe-
scheines. Die Aufgabebescheinigungen der
Postablage über Wertbriefe, Pakete mit
einer Wertangabe über 1.000 S und Post-
anweisungen werden stets, jene über ein-
geschriebene Briefsendungen und Pakete
ohne oder mit einer Wertangabe bis
1.000 S nur dann durch Aufgabescheine des

Postamtes ersetzt, wenn die Postablage die
Gebühren nicht bemessen oder die Zuläs-
sigkeit der Sendungen nicht beurteilen
kann. Der Umtausch hat bei der nächsten
Gelegenheit gegen Einziehung der vom Ge-
schäftsführer ausgestellten Aufgabebeschei-
nigung zu erfolgen."

5. Der § 46 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Für eine verlorene Aufgabebescheinigung
kann dem Verlustträger, wenn er sich als Ab-
sender ausweist und die Sendung in die Bücher
der Post eingetragen ist, gegen Entrichtung der
Bescheinigungsgebühr auf mündlichen oder
schriftlichen Antrag vom Postamte eine Ersatz-
bescheinigung ausgestellt werden. Bei Verlust von
Einlieferungsscheinen für eingeschriebene Brief-
sendungen und für Pakete ohne oder mit einer
Wertangabe bis 1.000 S wird keine Ersatzbe-
scheinigung ausgefertigt. Verursacht die Ausstel-
lung größere Nachforschungsarbeiten, so hat der
Absender die durch die Gebühr nicht gedeckten
Kosten zu vergüten; deren beiläufige Höhe wird
vor der Nachforschung bekanntgegeben. Vor
Zahlung der Kosten wird ihm die Ersatzbeschei-
nigung nicht ausgefolgt. Auf Verlangen des Post-
amtes hat der Antragsteller eine Sicherstellung
in barem zu leisten, aus der sich die Post un-
mittelbar befriedigen kann. Anträgen auf Aus-
stellung einer Ersatzbescheinigung wird nur statt-
gegeben, solange die betreffenden postamtlichen
Bücher aufbewahrt werden."

6. Der § 77 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Pakete mit einer Wertangabe über 1.000 S
und Nachnahmepakete müssen mit Paketkarten
versehen sein."

7. Der § 77 a Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Pakete ohne oder mit einer Wertangabe
bis 1.000 S und ohne Nachnahme sind ohne
Paketkarte aufzugeben."

8. Der § 127 Abs. 2 lit. b hat zu lauten:

„(2) b) die Ersatzzustellung erstreckt sich auf
die eingeschriebenen Briefsendungen und

die Pakete ohne Wertangabe,
ferner bis zum Werte oder Betrage von

einschließlich 1.000 S auf die Wertbriefe
und Pakete mit Wertangabe sowie die Be-
träge zu Post- und Zahlungsanweisungen,

auf solche Einschreibbriefsendungen,
Wertbriefe und Pakete auch dann, wenn
sie mit einer Nachnahme bis zur Höhe des
Betrages der für die Ersatzzustellung maß-
gebenden Wertangabe belastet sind,

oder soweit solche Sendungen nur an-
gekündigt werden, auf die Bezugscheine;".

Waldbrunner
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1 9 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 17. September 1956 über den Beitritt
der Volksrepublik Polen zum Staatsvertrag
betreffend die Wiederherstellung eines un-
abhängigen und demokratischen Österreich.

Nach einer Mitteilung des Ministeriums des
Äußeren der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken ist am 20. August 1956 die Beitritts-
urkunde der Volksrepublik Polen zum Staats-

vertrag betreffend die Wiederherstellung eines
unabhängigen und demokratischen Österreich
vom 15. Mai 1955, BGBl. Nr. 152, bei der Re-
gierung der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken hinterlegt worden.

Gemäß Artikel 37 des Staatsvertrages ist der
Beitritt am 20. August 1956 in Kraft getreten.

Raab

193.

Nachdem der am 17. Oktober 1955 in Wien unterzeichnete Vertrag über Handel und Schiff-
fahrt zwischen der Republik Österreich und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, welcher
also lautet:

Vertrag über Handel und Schiffahrt zwischen der
Republik Österreich und der Union der Soziali-

stischen Sowjetrepubliken

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und das Präsidium des Obersten Sowjets der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
haben, beseelt von dem Wunsche, zur Entfal-
tung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen
den beiden Staaten auf der Grundlage der
Gleichberechtigung und des beiderseitigen Vor-
teiles in jeder Hinsicht beizutragen, beschlossen,
einen Vertrag über Handel und Schiffahrt abzu-
schließen und haben zu diesem Zweck als ihre
Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. h. c. Dipl.-Ing. Leopold F i g l ,
Bundesminister für die Auswärtigen Angelegen-
heiten;

Das Präsidium des Obersten Sowjets der Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken:
Herrn Iwan Grigorjewitsch K a b a n o w , Mi-

nister für den Außenhandel der UdSSR,
die nach Austausch ihrer Vollmachten, welche in
gehöriger Form und in richtiger Ordnung be-
funden wurden, folgendes vereinbart haben:

A r t i k e l 1
Die Republik Österreich und die Union der

Sozialistischen Sowjetrepubliken gewähren ein-
ander die unbedingte Behandlung des meist-
begünstigten Staates auf dem Gebiete des Han-
dels und der Schiffahrt zwischen den beiden
Staaten.

Sie ergreifen im Rahmen ihrer einschlägigen
Gesetzgebung alle geeigneten Maßnahmen, um
den gegenseitigen Austausch von Waren und
Dienstleistungen zu erleichtern und zu fördern.

A r t i k e l 2
Keiner der Vertragschließenden Teile wird in

bezug auf die Einfuhr aus dem Gebiet des ande-
ren Vertragschließenden Teiles oder in bezug
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auf die Ausfuhr nach dem Gebiet des letzteren
irgendwelche Einschränkungen, Verbote oder
Formalitäten anwenden, die nicht in dieser Be-
ziehung gegenüber allen anderen Staaten gleich-
falls angewendet werden.

A r t i k e l 3
Die Vertragschließenden Teile gewähren ein-

ander die Behandlung des meistbegünstigten
Staates in allem was Zölle, Import- und Export-
gebühren und inländische Besteuerung der ein-
geführten Waren betrifft sowie auch hinsichtlich
aller Vorschriften, die sich hierauf beziehen.

In Übereinstimmung damit werden die Boden-
und Industrieerzeugnisse, die aus dem Gebiet
eines der Vertragschließenden Teile stammen,
sowohl bei ihrer Einfuhr als auch bei ihrer Aus-
fuhr nach dem Gebiete des anderen Vertrag-
schließenden Teiles hinsichtlich ihrer Belastung
mit Zöllen, Steuern und Gebühren in keinem
Falle einer weniger günstigen Behandlung unter-
worfen werden als die gleichen Boden- und Indu-
strieerzeugnisse, die aus dem Gebiet des meist-
begünstigten Staates stammen.

Die Boden- und Industrieerzeugnisse, die aus
dem Gebiet eines der Vertragschließenden Teile
stammen, werden, nachdem sie im Transit durch
das Gebiet eines oder mehrerer dritter Staaten
transportiert worden sind, bei ihrer Einfuhr in
das Gebiet des anderen Vertragschließenden Tei-
les mit keinen höheren Zöllen, Steuern und Ge-
bühren belastet werden als jenen, mit denen sie
belastet worden wären, wenn sie unmittelbar aus
ihrem Ursprungslande eingeführt worden wären.
Diese Bestimmung wird auch für Waren ange-
wendet, die während ihres Transportes um-
geladen, umgepackt oder eingelagert werden.

Die Vertragschließenden Teile gewähren ein-
ander die Behandlung des meistbegünstigten
Staates in bezug auf die Form der Einhebung
von Zollgebühren, die Tarifierung und Klassifi-
zierung von Waren, die Auslegung des Zoll-
tarifes, die Rückerstattung von Zöllen, den Re-
export, die Umladung und die Lagerung von
Waren.

A r t i k e l 4
Die Boden- und Industrieerzeugnisse, die aus

dem Gebiet des einen der Vertragschließenden
Teile stammen, werden nach ihrer Einfuhr in
das Gebiet des anderen Vertragschließenden Tei-
les keinerlei anderen oder höheren inländischen
Steuern oder Gebühren unterworfen werden als
jenen, die von gleichartigen Boden- und Indu-
strieerzeugnissen, die aus dem Gebiete eines be-
liebigen dritten Staates stammen, eingehoben
werden oder in Zukunft eingehoben werden
könnten.
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A r t i k e l 5
Die Bestimmungen der Artikel 2, 3 und 4 die-

ses Vertrages werden auf folgende Fälle nicht
angewendet werden:

a) auf Begünstigungen, die einer der beiden
Vertragschließenden Teile den Nachbar-
staaten gewährt hat oder in Zukunft ge-
währen wird, um die Grenzbeziehungen
mit den Nachbarstaaten zu erleichtern;

b) auf Begünstigungen, die sich aus einer Zoll-
union ergeben, die zwischen einem der
Vertragschließenden Teile und dritten
Staaten abgeschlossen wurde oder in Zu-
kunft abgeschlossen wird.

A r t i k e l 6
Unter Beachtung der Bedingungen, die für

eine zeitweilige Zulassung in die Gebiete der
beiden Vertragschließenden Teile gelten, werden
folgende Gegenstände von Zöllen und anderen
Gebühren bei der Ein- und Ausfuhr befreit
werden:

a) Warenmuster, die nicht als Gebrauchs-
gegenstände verwendet werden können;

b) Gegenstände, darunter Maschinen und Ma-
schinenteile, die zur Durchführung von
Proben, Experimenten und Reparaturen
eingeführt werden;

c) Gekennzeichnete Umschließungen und Be-
hältnisse, die üblicherweise im Handel ver-
wendet werden und für den Warentrans-
port vorgesehen sind;

d) Waren, die für Ausstellungen, Handels-
messen und Wettbewerbe bestimmt sind.

A r t i k e l 7
Die Schiffe eines jeden der Vertragschließenden

Teile und die Schiffsladungen werden bei der
Einfahrt und Ausfahrt sowie während des Auf-
enthaltes in den Häfen des anderen Vertrag-
schließenden Teiles in jeder Beziehung die Be-
handlung der Meistbegünstigung genießen.

Die Bestimmungen dieses Artikels erstrecken
sich nicht:

a) auf die Durchführung von Hafendiensten,
einschließlich des Lotsen- und Bugsier-
dienstes in den Häfen; die Durchführung
dieser Dienste behält sich jeder Vertrag-
schließende Teil vor;

b) auf die Kabotage, wobei es jedoch nicht als
Kabotage angesehen wird, wenn die Schiffe
eines jeden der Vertragschließenden Teile
von einem Hafen zu einem anderen Hafen
desselben Vertragschließenden Teiles fah-
ren, um dort die aus dem Ausland mit-
gebrachte Ladung ganz oder zum Teil zu
löschen oder eine für einen fremden Staat
bestimmte Ladung zur Gänze oder zum
Teil an Bord zu nehmen.
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A r t i k e l 8
Die Schiffsnationalität wird entsprechend den

Gesetzen und Bestimmungen jedes der Vertrag-
schließenden Teile gegenseitig anerkannt werden,
auf Grund von Dokumenten und Patenten, die
von den zuständigen Behörden des betreffenden
Vertragschließenden Teiles ausgestellt wurden
und sich an Bord des Schiffes befinden.

Dokumente, die die Konstruktion des Schiffes,
seine Ausrüstung und die Schiffsbemannung be-
treffen, sowie Meßbriefe, Registerzeugnisse und
andere ähnliche technische Schiffsdokumente, die
durch einen der Vertragschließenden Teile aus-
gestellt wurden oder anerkannt sind und die sich
an Bord des Schiffes befinden, werden auch von
dem anderen Vertragschließenden Teil anerkannt
werden.

A r t i k e l 9
In Anbetracht der Tatsache, daß nach den Ge-

setzen der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken der Außenhandel in der UdSSR ein
Staatsmonopol ist, wird die Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken in der Republik Öster-
reich ihre Handelsvertretung haben, deren
Rechtsstellung durch die in der einen integrieren-
den Bestandteil dieses Vertrages bildenden Bei-
lage enthaltenen Bestimmungen geregelt ist.

A r t i k e l 10
Juristische Personen und Handelsgesellschaften,

die ihren Sitz auf dem Territorium des einen der
Vertragschließenden Teile haben, werden in
gleicher Weise auf dem Territorium des anderen
Vertragschließenden Teiles anerkannt werden
und ebenso wie physische Personen dieselbe Be-
handlung genießen, wie die juristischen Personen,
Handelsgesellschaften und physischen Personen
des meistbegünstigten Staates.

Die juristischen Personen, Handelsgesellschaf-
ten und physischen Personen eines der Vertrag-
schließenden Teile werden das Recht haben, die
Gerichte des anderen Vertragschließenden Teiles
anzurufen, sowohl als Kläger als auch zur Ver-
teidigung ihrer Rechte.

A r t i k e l 11
Juristische Personen, Handelsgesellschaften,

physische Personen der Republik Österreich und
juristische Personen, Handelsgesellschaften, phy-
sische Personen der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken können vereinbaren, daß die
aus den abgeschlossenen kommerziellen Verträ-
gen entstehenden Streitigkeiten der Entscheidung
durch ein Schiedsgericht unterworfen werden. Die
Vereinbarung auf ein Schiedsgericht, das ent-
weder ständig tätig sein oder besonders für den
Streitfall gebildet werden wird, muß in dem Ver-
trage selbst oder in einer besonderen Verein-
barung vorgesehen sein, die in der für den Ver-
trag erforderlichen Form getroffen wurde. Eine
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solche Vereinbarung schließt die Zuständigkeit
der staatlichen Gerichte der Vertragschließenden
Teile aus.

Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, die Vollstreckung der auf Grund der im
ersten Absatz dieses Artikels erwähnten Verein-
barungen ergangenen Schiedssprüche auf ihrem
Gebiete zuzulassen.

Die Vollstreckung von Schiedssprüchen kann
nur in folgenden Fällen abgelehnt werden:

a) wenn der Schiedsspruch auf Grund der Ge-
setze des Staates, in dem er gefällt wurde,
nicht in Rechtskraft erwachsen ist;

b) wenn durch den Schiedsspruch die Partei
zu einer Handlung verpflichtet wird, die
nach den Gesetzen des Staates, in dem die
Vollstreckung begehrt wird, unzulässig
ist;

c) wenn der Schiedsspruch gegen die öffent-
liche Ordnung des Staates, in dem die Voll-
streckung begehrt wird, verstößt.

Die Schiedssprüche werden in Übereinstim-
mung mit den Gesetzen des Staates vollstreckt,
in dem die Vollstreckung begehrt wird.

A r t i k e l 12
Die Vertragschließenden Teile werden den Er-

fahrungsaustausch zwischen beiden Staaten auf
dem Gebiete der Industrie, der Land- und Forst-
wirtschaft und des Transportwesens unter Wah-
rung des beiderseitigen Vorteiles fördern.

A r t i k e l 13
Dieser Vertrag wird in möglichst kurzer Zeit

ratifiziert werden und am Tage des Austausches
der Ratifikationsurkunden in Kraft treten. Dieser
Austausch wird zu Moskau stattfinden.

Der Vertrag wird für eine Frist von fünf Jah-
ren geschlossen. Wenn keiner der Vertragschlie-
ßenden Teile zwölf Monate vor Ablauf der an-
geführten fünfjährigen Frist eine schriftliche Er-
klärung über seinen Wunsch, den Vertrag zu
kündigen, abgibt, wird dieser so lange in Kraft
bleiben, bis einer der Vertragschließenden Teile
ihn mit zwölfmonatiger Kündigungsfrist auf-
kündigt.

ZU URKUND dessen haben die Bevollmäch-
tigten beider Vertragschließender Teile diesen
Vertrag unterzeichnet und mit ihren Siegeln ver-
sehen.

GESCHEHEN zu Wien am 17. Oktober 1955
in zwei urschriftlichen Ausfertigungen, jede in
deutscher und russischer Sprache, wobei beide
Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Für die
Republik Österreich:

Figl m. p.
Für die

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken:
Kabanow m. p.
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Beilage

zum Vertrag über Handel und Schiffahrt
zwischen der Republik Österreich und der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken

vom 17. Oktober 1955

Die Rechtsstellung der Handelsvertretung der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in

der Republik Österreich

A r t i k e l 1

Die Handelsvertretung der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken in Österreich hat zur
Aufgabe :

a) zur Entwicklung der wirtschaftlichen Be-
ziehungen zwischen der Republik Öster-
reich und der UdSSR beizutragen;

b) die Interessen der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken in Österreich in allem,
was den Außenhandel betrifft, zu ver-
treten;

c) den Handel zwischen der Republik Öster-
reich und der UdSSR abzuwickeln.

A r t i k e l 2

Die Handelsvertretung stellt einen integrieren-
den Bestandteil der Botschaft der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken in Österreich
dar und hat ihren Sitz in Wien. Die Handelsver-
tretung wird eine Abteilung in Linz haben.

Der Chef der Handelsvertretung der Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken und seine
drei Stellvertreter genießen alle Immunitäten und
Privilegien, die den Mitgliedern von diplomati-
schen Vertretungen zustehen.

Außer den im vorhergehenden Absatz er-
wähnten Personen werden jene Angestellten der
Handelsvertretung, die Staatsbürger der UdSSR
sind, von österreichischen Steuern auf Einkünfte,
die sie im Dienste der Regierung der UdSSR be-
ziehen, befreit sein.

Die Räumlichkeiten, die von der Handelsver-
tretung benützt werden, genießen Exterritoriali-
tät.

Die Handelsvertretung hat das Recht, Chiffre
zu verwenden.

Die Handelsvertretung unterliegt nicht den
Vorschriften über das Handelsregister.

A r t i k e l 3

Die Handelsvertretung übt ihre Tätigkeit im
Namen der Regierung der UdSSR aus. Die Re-
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gierung der UdSSR wird nur durch kommer-
zielle Kontrakte verpflichtet, die in Österreich
im Namen der Handelsvertretung geschlossen
oder garantiert und von den hiezu bevollmäch-
tigten Personen unterzeichnet werden.

Die Handelsvertretung wird in dem offiziellen
Organ der Republik Österreich die Namen der
Personen veröffentlichen, die im Namen der
Handelsvertretung zu Rechtshandlungen bevoll-
mächtigt sind, sowie auch Angaben über den
Umfang der Rechte jeder dieser Personen in be-
zug auf die Unterzeichnung der kommerziellen
Verpflichtungen der Handelsvertretung. Jede
Veränderung muß in demselben Organ veröffent-
licht werden.

Die Haftung für kommerzielle Kontrakte, die
ohne Garantie der Handelsvertretung durch eine
beliebige sowjetische Organisation geschlossen
worden sind, trifft nur diese Organisation und
die Erfüllung dieser Kontrakte kann nur aus
deren Vermögen begehrt werden.

A r t i k e l 4

Die der Handelsvertretung zugestandenen
Immunitäten und Privilegien erstrecken sich auch
auf ihre kommerzielle Tätigkeit, jedoch mit fol-
genden Ausnahmen:

a) Streitfälle aus kommerziellen Kontrakten,
die auf österreichischem Territorium durch
die Handelsvertretung abgeschlossen oder
garantiert worden sind, unterliegen bei
Fehlen einer Schiedsvereinbarung der
Kompetenz österreichischer Gerichte und
werden in Übereinstimmung mit der öster-
reichischen Gesetzgebung entschieden wer-
den, wenn es durch die Bestimmungen der
einzelnen Kontrakte nicht anders vor-
gesehen ist. Hiebei wird jedoch keine einst-
weilige Verfügung oder Exekution zur
Sicherstellung zur Wahrung von An-
sprüchen gegen die Handelsvertretung zu-
gelassen;

b) die Zwangsvollstreckung von endgültigen
Entscheidungen, die gegen die Handelsver-
tretung in den im Punkte a) erwähnten
Streitfällen ergangen sind, ist zulässig; sie
kann sich indessen nur auf Waren und
Forderungen der Handelsvertretung er-
strecken.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, Bundesminister für Justiz, Bundes-
minister für Finanzen, Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau, Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 30. Jänner 1956.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Inneres:
Helmer

Der Bundesminister für Justiz:
Kapfer

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Thoma

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Illig

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe:
Waldbrunner

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Der Vertrag ist gemäß seinem Artikel 13 am 17. Feber 1956 in Kraft getreten.

Raab


